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FÜR DAS BURGENLAND 

Jahrgang 2009 Ausgegeben und versendet am 5. März 2009 12. Stück 

27.  Kundmachung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 4. März 2009 betreffend die Vereinbarung 
gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die gemeinsame Förderung der 
24-Stunden-Betreuung 

28.  Gesetz vom 11. Dezember 2008, mit dem das Burgenländische Pflegegeldgesetz, LGBl. Nr. 58/1993, 
geändert wird (XIX. Gp. IA 1001 AB 1020) 

 

 

27. Kundmachung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 4. März 2009 betreffend 
die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die 
gemeinsame Förderung der 24-Stunden-Betreuung 

Gemäß Art. 34, 35 und 81 L-VG wird nachstehende Vereinbarung kundgemacht: 

Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die 
gemeinsame Förderung der 24-Stunden-Betreuung 

Der Bund, vertreten durch die Bundesregierung, und die Länder, jeweils vertreten durch die Landes-
hauptfrau bzw. den Landeshauptmann, - im Folgenden Vertragsparteien genannt - sind übereingekom-
men, gemäß Art. 15a B-VG die nachstehende Vereinbarung zu schließen: 

Artikel 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

Die Vertragsparteien kommen überein, die 24-Stunden-Betreuung nach folgenden gemeinsamen Ziel-
setzungen und Grundsätzen zu fördern: 
 1. Voraussetzungen zur Förderung einer 24-Stunden-Betreuung sind: 
 a) das Vorliegen eines Betreuungsverhältnisses im Sinne des Hausbetreuungsgesetzes, BGBl. I 

Nr. 33/2007, oder der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 33/2007, 

 b) ein Anspruch auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 nach dem Bundespflegegeldge-
setz, BGBl. Nr. 110/1993, einem Landespflegegeldgesetz oder nach einer gleichartigen lan-
desrechtlichen Regelung, 

 c) die Notwendigkeit einer bis zu 24-Stunden-Betreuung und 
 d) eine Mindestausbildung der Betreuungspersonen als Maßnahme der Qualitätssicherung. 
 2. Es wird die Betreuung durch selbständige Personenbetreuer in der Höhe von 225 Euro und durch 

unselbständige Betreuungskräfte in der Höhe von 800 Euro jeweils pro Monat auf Basis von 
mindestens zwei Betreuungsverhältnissen gefördert. Im Einvernehmen der Vertragsparteien kön-
nen davon abweichende Beträge festgesetzt werden. 

 3. Bei der Förderung können Einkommen und Vermögen der betreuten Person angemessen berück-
sichtigt werden. Keinesfalls berücksichtigt wird: 

 - Vermögen in Form von Bargeld oder Geldeswert bis zu einem Betrag von zumindest 
5 000 Euro, 

 - ein Eigenheim (eine Eigentumswohnung), das (die) der Befriedigung des angemessenen 
Wohnbedürfnisses der betreuten Person dient. 

Für die Berücksichtigung von Vermögen können einvernehmlich zwischen dem Bund und dem 
jeweiligen Bundesland abweichende Regelungen getroffen werden. 
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Artikel 2 
Gemeinsame Finanzierung und Kostenabrechnung 

(1) Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass die österreichweiten Ausgaben den Gesamtbetrag von 
jährlich 40 Mio. Euro nicht überschreiten. Sie verpflichten sich, unter Berücksichtigung der Ergebnisse 
des Finanzausgleichs für den Zeitraum 1. Jänner 2008 bis 31. Dezember 2013 die Ausgaben wie folgt zu 
bedecken: 
 - Bund 60 (in Worten: sechzig) vH; 
 - Länder 40 (in Worten: vierzig) vH. 

(2) Die Verrechnung erfolgt auf Grund der tatsächlich geleisteten Beträge pro Bundesland. Die Ver-
tragsparteien legen die entstehenden Kosten aus und verrechnen jährlich bis zum Ablauf des darauf fol-
genden Quartals nach Abs. 1 über die Verbindungsstelle der Bundesländer. 

(3) Die Vertragsparteien stellen sich gegenseitig alle für die Kostenabrechnung relevanten Daten über 
Verlangen zur Verfügung. 

(4) Nähere Durchführungsbestimmungen für die Abrechnung legen die Vertragsparteien im Einver-
nehmen fest. 

Artikel 3 
Verfahren und Leistungserbringung 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Förderungen im Rahmen der ihnen verfassungsrecht-
lich zugeordneten Kompetenzbereiche für die Gewährung von Pflegegeld abzuwickeln, sodass sich eine 
weitestmögliche Bündelung von Verfahren und eine Konzentration der Erbringung von Förderungen zu 
Gunsten der betreuten Personen ergeben. 

(2) Die Verfahren, die in den Kompetenzbereich des Bundes fallen, werden vom Bundessozialamt 
durchgeführt. 

(3) Für die Abwicklung des Verfahrens können einvernehmlich zwischen dem Bund und dem jeweili-
gen Bundesland abweichende Regelungen getroffen werden. 

(4) Die Vertragsparteien kommen überein, dafür Sorge zu tragen, dass Lücken bei der Förderung in 
Fällen von Kompetenzübergängen vermieden werden. 

Artikel 4 
Datenschutz 

Die Vertragsparteien kommen überein, die für die Durchführung der Förderungen und für die Kosten-
abrechnung notwendigen datenschutzrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. 

Artikel 5 
Erfahrungsaustausch und Evaluierung 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, im Rahmen des Arbeitskreises für Pflegevorsorge, der ge-
mäß Artikel 12 der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über ge-
meinsame Maßnahmen des Bundes und der Länder für pflegebedürftige Personen, BGBl. Nr. 866/1993, 
eingerichtet ist, 
 - ihre Erfahrungen über die Förderung der 24-Stunden-Betreuung auszutauschen, die von bundes-

weiter Bedeutung sind oder die eine gemeinsame Vorgangsweise erforderlich erscheinen lassen 
und 

 - allfällige Vorschläge für die Weiterentwicklung der Förderung der 24-Stunden-Betreuung zu 
erstatten. 

(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Förderung der 24-Stunden-Betreuung regelmäßig zu 
evaluieren. 

Artikel 6 
In-Kraft-Treten 

(1) Diese Vereinbarung tritt rückwirkend mit 1. Jänner 2008 in Kraft, sobald 
 1. die nach den Landesverfassungen erforderlichen Voraussetzungen für das In-Kraft-Treten erfüllt 

sind und beim Bundeskanzleramt die Mitteilungen der Länder darüber vorliegen sowie 
 2. die nach der Bundesverfassung erforderlichen Voraussetzungen für das In-Kraft-Treten erfüllt sind. 
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(2) Das Bundeskanzleramt hat die Vertragsparteien über die Mitteilungen nach Abs. 1 unverzüglich in 
Kenntnis zu setzen. 

(3) Diese Vereinbarung ist auf Sachverhalte anzuwenden, die ab 1. Jänner 2008 verwirklicht werden. 

Artikel 7 
Durchführung 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die in ihre Kompetenzbereiche fallenden Regelungen, die 
zur Durchführung dieser Vereinbarung erforderlich sind, umgehend nach In-Kraft-Treten dieser Verein-
barung in Kraft zu setzen. 

(2) Jede Vertragspartei wird vor der Erlassung oder Änderung von Regelungen nach Abs. 1 den ande-
ren Vertragsparteien Gelegenheit zur Stellungnahme geben. 

Artikel 8 
Änderung 

Eine Abänderung dieser Vereinbarung ist nur schriftlich im Einvernehmen der Vertragsparteien möglich. 

Artikel 9 
Geltungsdauer, Kündigung 

Diese Vereinbarung wird auf die Dauer von drei Jahren abgeschlossen. Die Vertragsparteien verzich-
ten für diesen Zeitraum auf eine Kündigung. Ergibt die im Finanzausgleich für den Zeitraum 1. Jänner 
2008 bis 31. Dezember 2013 vorgesehene Evaluierung der Kosten keine zusätzliche finanzielle Belastung 
der Länder im Sinne des Artikels 2 Absatz 1, verlängert sich die Geltungsdauer der Vereinbarung auf 
weitere drei Jahre. 

Artikel 10 
Hinterlegung 

Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift ausgefertigt. Die Urschrift wird beim Bundeskanzleramt 
hinterlegt. Dieses hat den Ländern als gegenbeteiligten Vertragspartnern beglaubigte Abschriften der 
Vereinbarung zu übermitteln. 

 
Der Burgenländische Landtag hat der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und 

den Ländern über die gemeinsame Förderung der 24-Stunden-Betreuung am 30. Oktober 2008 gemäß 
Art. 81 Abs. 2 L-VG zugestimmt. 
 

Der Landeshauptmann: 
Nießl 

 
 
 

28. Gesetz vom 11. Dezember 2008, mit dem das Burgenländische Pflegegeldgesetz, LGBl. 
Nr. 58/1993, geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen 

Artikel I 
Das Burgenländische Pflegegeldgesetz, LGBl. Nr. 58/1993, in der Fassung des Gesetzes LGBl.  

Nr. 31/2005, wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 3 bis 7 lautet: 
„(3) Bei der Beurteilung des Pflegebedarfs von Kindern und Jugendlichen bis zum vollendeten 

15. Lebensjahr ist nur jenes Ausmaß an Pflege zu berücksichtigen, das über das Ausmaß von gleichaltri-
gen nicht behinderten Kindern und Jugendlichen hinausgeht. Hiebei ist auf die besondere Intensität der 
Pflege bei schwerst behinderten Kindern und Jugendlichen bis zum vollendeten 7. bzw. bis zum vollende-
ten 15. Lebensjahr Bedacht zu nehmen. Um den erweiterten Pflegebedarf schwerst behinderter Kinder 
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und Jugendlicher zu erfassen, ist abgestimmt nach dem Lebensalter jeweils zusätzlich ein Pauschalwert 
hinzuzurechnen, der den Mehraufwand für die pflegeerschwerenden Faktoren der gesamten Pflegesituation 
pauschal abzugelten hat (Erschwerniszuschlag). 

(4) Der Pauschalwert gemäß Abs. 3 ist anzuwenden, wenn behinderungsbedingt zumindest zwei von-
einander unabhängige, schwere Funktionseinschränkungen vorliegen. Solche Funktionseinschränkungen 
sind insbesondere schwere Ausfälle im Sinnesbereich, schwere geistige Entwicklungsstörungen, schwere 
Verhaltensauffälligkeiten oder schwere körperliche Funktionseinschränkungen. 

(5) Bei der Beurteilung des Pflegebedarfs von pflegebedürftigen Personen ab dem vollendeten 
15. Lebensjahr mit einer schweren geistigen oder schweren psychischen Behinderung, insbesondere einer 
demenziellen Erkrankung, ist auf die besondere Intensität der Pflege in diesen Fällen Bedacht zu nehmen. 
Um den erweiterten Pflegebedarf dieser Personen entsprechend zu erfassen, ist grundsätzlich jeweils ein 
Pauschalwert hinzuzurechnen, der den Mehraufwand für die aus der schweren geistigen oder schweren 
psychischen Behinderung, insbesondere einer demenziellen Erkrankung, erfließenden pflegeerschweren-
den Faktoren der gesamten Pflegesituation pauschal abzugelten hat (Erschwerniszuschlag). 

(6) Pflegeerschwerende Faktoren gemäß Abs. 5 liegen vor, wenn sich Defizite der Orientierung, des 
Antriebs, des Denkens, der planerischen und praktischen Umsetzung von Handlungen, der sozialen Funk-
tion und der emotionalen Kontrolle in Summe als schwere Verhaltensstörung äußern. 

(7) Nähere Bestimmungen für die Beurteilung des Pflegebedarfs sind von der Landesregierung durch 
Verordnung festzulegen. Die Verordnung hat insbesondere festzulegen: 
 1. eine Definition der Begriffe „Betreuung“ und „Hilfe“, 
 2. Richtwerte für den zeitlichen Betreuungsaufwand, wobei verbindliche Mindestwerte zumindest 

für die tägliche Körperpflege, die Zubereitung und das Einnehmen von Mahlzeiten sowie für die 
Verrichtung der Notdurft festzulegen sind, 

 3. verbindliche Pauschalwerte für den Zeitaufwand der Hilfsverrichtungen, wobei der gesamte Zeit-
aufwand für alle Hilfsverrichtungen mit höchstens 50 Stunden pro Monat festgelegt werden darf, 
und  

 4. verbindliche Pauschalwerte (Erschwerniszuschläge) für den zusätzlichen Pflegeaufwand schwerst 
behinderter Kinder und Jugendlicher bis zum vollendeten 7. bzw. bis zum vollendeten 
15. Lebensjahr gemäß Abs. 3 sowie für den zusätzlichen Pflegeaufwand pflegebedürftiger Perso-
nen mit einer schweren geistigen oder schweren psychischen Behinderung, insbesondere einer 
demenziellen Erkrankung, ab dem vollendeten 15. Lebensjahr gemäß Abs. 5.“ 

2. § 5 lautet: 
„Höhe des Pflegegeldes 

§ 5 
Das Pflegegeld gebührt zwölfmal jährlich und beträgt monatlich in 

Stufe 1                                            154,20 Euro, 
Stufe 2                                            284,30 Euro, 
Stufe 3                                            442,90 Euro, 
Stufe 4                                            664,30 Euro, 
Stufe 5                                            902,30 Euro, 
Stufe 6                                         1 242,00 Euro, 
Stufe 7                                         1 655,80 Euro.“ 

3. Nach § 17 wird eingefügt: 

„3a. Abschnitt 
Zuwendungen 

Zuwendungen für pflegende Angehörige 

§ 17a 
(1) Bei Vorliegen einer sozialen Härte können Zuwendungen demjenigen gewährt werden, der 

 1. als naher Angehöriger seit mindestens einem Jahr 
 a) eine pflegebedürftige Person, der zumindest ein Pflegegeld der Stufe 3 nach diesem Gesetz 

gebührt, oder 
 b) eine nachweislich demenziell erkrankte pflegebedürftige Person, der zumindest ein Pflegegeld 

der Stufe 1 nach diesem Gesetz, oder 
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 c) eine pflegebedürftige minderjährige Person, der zumindest ein Pflegegeld der Stufe 1 nach 
diesem Gesetz gebührt, 

überwiegend pflegt und 
 2. an der Erbringung der Pflegeleistung wegen Krankheit, Urlaub oder aus sonstigen wichtigen 

Gründen verhindert ist. 
(2) Ansuchen auf Gewährung einer Zuwendung nach Abs. 1 sind unter Anschluss der erforderlichen 

Unterlagen beim Amt der Burgenländischen Landesregierung einzubringen. 
(3) Die Landesregierung hat nähere Bestimmungen über die Voraussetzungen, unter denen eine Zu-

wendung im Sinne des Abs. 1 gewährt werden kann (wie die Höhe der Zuwendung, besonders berück-
sichtigungswürdige Umstände), in Form von Richtlinien zu erlassen. Diese Richtlinien sind bei der nach 
der Geschäftseinteilung des Amtes der Burgenländischen Landesregierung für Angelegenheiten des Pfle-
gegeldes zuständigen Abteilung zur öffentlichen Einsichtnahme während der für den Parteienverkehr 
bestimmten Amtsstunden aufzulegen. Zusätzlich sind sie im Internet auf der Homepage des Landes Bur-
genland (www.burgenland.at) bekannt zu machen. 

Zuwendungen für eine 24-Stunden-Betreuung pflegebedürftiger Personen 

§ 17b 
(1) Zum Zweck der Unterstützung der 24-Stunden-Betreuung pflegebedürftiger Personen im Rahmen 

eines Betreuungsverhältnisses nach HBeG können Zuwendungen an pflegebedürftige Personen oder deren 
Angehörige gewährt werden. Zuständig für die Entscheidung ist das Bundesamt für Soziales und Behinder-
tenwesen (Bundessozialamt). Die näheren Bestimmungen zur Förderung, insbesondere über die Voraus-
setzungen und die Höhe, sind unter Bedachtnahme auf die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen 
dem Bund und den Ländern über die gemeinsame Förderung der 24-Stunden-Betreuung, LGBl. Nr. 27/2009, 
durch Richtlinien der Landesregierung zu regeln. Die Richtlinien über die Förderung der 24-Stunden-
Betreuung sind bei der nach der Geschäftseinteilung des Amtes der Burgenländischen Landesregierung für 
Angelegenheiten des Pflegegeldes zuständigen Abteilung zur öffentlichen Einsichtnahme während der für 
den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden aufzulegen. Zusätzlich sind sie im Internet auf der Home-
page des Landes Burgenland (www.burgenland.at) bekannt zu machen. 

(2) Die Kosten, die dem Land durch die Gewährung der Förderungen nach Abs. 1 entstehen und die 
Kosten die dem Bund durch die Gewährung von Förderungen an Bundespflegegeldbezieher im Land 
entstehen, werden im Sinne der in Abs. 1 genannten Vereinbarung gemeinsam im Verhältnis 40 (Land) 
und 60 (Bund) finanziert.“ 

4. § 33 Abs. 6 lautet: 
„(6) Die Ausgleiche gemäß Abs. 1 und 2 sind mit Wirkung vom 1. Jänner 2009 von Amts wegen wie 

folgt zu erhöhen und gemäß § 14 Abs. 5 auf Beträge von vollen 10 Cent zu runden: 
 1. bei einem Anspruch auf Pflegegeld der Stufen 1 oder 2 um 4 %, 
 2. bei einem Anspruch auf Pflegegeld der Stufen 3 bis 5 um 5 % und 
 3. bei einem Anspruch auf Pflegegeld der Stufen 6 oder 7 um 6 %. 
Der Vervielfachung sind die für das Jahr 2008 gebührenden Beträge zugrunde zu legen.“ 

5. In Artikel II Abs. 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 9/1997 wird der Ausdruck „195,30 Euro“ durch den Aus-
druck „203,10 Euro“ ersetzt. 

Artikel II 
Übergangsbestimmung zur Novelle LGBl. Nr. 28/2009 

(1) Bringen Bezieherinnen oder Bezieher von Pflegegeld nach diesem Gesetz bis 30. April 2009 einen 
Antrag auf Erhöhung des Pflegegeldes ein und liegen die Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 oder 5 in der 
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 28/2009 vor, ist das höhere Pflegegeld ab 1. Jänner 2009 unter der An-
nahme, dass die Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 oder 5 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 28/2009 
auch schon zu diesem Zeitpunkt vorgelegen haben, ohne weitere Prüfung zu leisten. 

(2) Die Entscheidung in Verfahren nach Abs. 1 hat ohne neuerliche ärztliche Untersuchung zu erfol-
gen, wenn durch die aktenkundigen Tatsachen und die in früheren Verfahren eingeholten Gutachten der 
Sachverhalt ausreichend geklärt ist. 

(3) Allen am 1. Jänner noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren auf Zuerkennung oder Er-
höhung des Pflegegeldes sind für die Zeit bis zum 31. Dezember 2008 die bis zu diesem Zeitpunkt jeweils 
für die Beurteilung des Anspruchs geltenden Bestimmungen dieses Gesetzes zugrunde zu legen. 
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(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 3 gelten auch für gerichtliche Verfahren.“ 

Artikel III 
Die Änderungen des § 4 Abs. 3 bis 7 und des § 5, die Einfügungen des § 17a und § 17b, die Änderung 

des § 33 Abs. 6 sowie des Artikel II Abs. 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 9/1997 sowie Artikel II treten mit 
1. Jänner 2009 in Kraft. 
 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
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